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Weihnachtsgrüße 

Das aktuelle – und sicherlich für alle sehr anspruchsvolle – Jahr neigt sich nun dem Ende zu. Seit unserem letzten 
kommunalen Newsletter hat es wiederum einzelne Äußerungen seitens der Landesämter und auch der 
Finanzverwaltung gegeben. Die Spitzenverbände bleiben auch weiterhin dran und fordern Klärung vieler auch 
weiterhin offener Fragestellungen. 

Die ganzjährigen und vor allem auch aktuellen Entwicklungen hinsichtlich der COVID-19-Pandemie stellen auch die 
öffentliche Hand vor zusätzliche Herausforderungen und sind eine zusätzliche Hürde beim Vorankommen der 
einzelnen Behörden im Umstellungsprozess auf § 2b UStG. Die ersten Gemeinden und Landkreise „stellen“ sich ab 
dem 1. Januar 2021 der Anwendung des § 2b UStG und haben die Rücknahme der Option bereits erklärt.  

Das neue Jahr wird somit für alle sowohl hinsichtlich der weiteren Entwicklungen in der COVID-19-Pandemie, als 
auch hinsichtlich der weiteren Entwicklungen und ersten Erfahrungen mit der Anwendung des § 2b UStG sicherlich 
spannend. 

Wir bleiben für Sie weiterhin an der Thematik dran und stehen Ihnen jederzeit zur Verfügung. 

Wir wünschen Ihnen schöne und besinnliche Feiertage und einen guten Start ins Jahr 2021. 
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1. Aktuelles 

1.1   Novemberhilfe auch für Unternehmen der öffentlichen Hand 

Mit Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz Ende Oktober wurden Institutionen und Einrichtungen, die der 
Freizeitgestaltung zuzuordnen sind, geschlossen. Neben Theatern, Kinos oder Opern sind hiervon auch alle für 
Freizeit- oder Amateursport ausgelegte Anlagen, unter anderem Schwimm- oder Spaßbäder, betroffen. 

Zeitgleich wurde von der Bundesregierung für die betroffenen Unternehmen und den damit verbundenen 
Umsatzeinbußen ein weiteres Hilfspaket - die sogenannte Novemberhilfe - angekündigt, um die finanziellen Folgen 
der anhaltenden Corona-Pandemie abzumildern. Entgegen den vorherigen Corona-Hilfspaketen sollen hier 
öffentliche Unternehmen - unabhängig von ihrer Rechtsform - ausdrücklich antragsberechtigt sein. Das Unternehmen 
muss gemäß den Vollzugshinweisen zwar grundsätzlich selbstständig und am Markt tätigt sein, jedoch sind nach den 
Ausführungen der FAQs auch Regie- und Eigenbetriebe antragsberechtigt. Zu beachten sind lediglich 
beihilferechtliche Vorgaben. 

Die wichtigsten Eckdaten stellen sich wie folgt dar: 

Antragsberechtigung 

 Direkt betroffene Unternehmen, d.h. Unternehmen, Betriebe, Selbständige, Vereine und Einrichtungen, welche 

auf der Grundlage des Beschlusses vom 28. Oktober 2020 den Geschäftsbetrieb einstellen mussten und damit 

von der aktuellen Corona-Einschränkung besonders betroffen sind. 

 Indirekt betroffene Unternehmen, d.h. Unternehmen, welche nachweislich und regelmäßig 80% ihrer Umsätze 

mit direkt von den Schließungsmaßnahmen betroffenen Unternehmen erzielen. 

 Verbundene Unternehmen, d.h. Unternehmen mit mehreren Tochterunternehmen oder Betriebsstätten, sind dann 

antragsberechtigt, wenn mehr als 80 Prozent des verbundweiten Gesamtumsatzes auf direkt oder indirekt 

betroffene Verbundunternehmen entfällt. 

Gemäß den FAQs sowie einem Schreiben des BMF gelten die Einschränkungen des Verbundbegriffs allerdings nicht 
für öffentliche Unternehmen. Bei öffentlichen Unternehmen wird jede Betriebsstätte für sich betrachtet. Somit ist 
beispielsweise die Bäder-GmbH als Tochter oder auch die Bädersparte einer Stadtwerke-Gesellschaft eigenständig 
antragsberechtigt. 

Förderhöhe 

 Zuschuss je Woche der Schließung in Höhe von 75% des durchschnittlichen wöchentlichen Vorjahresumsatzes. 

 Berechnungsbasis: November 2019, bei später gegründeten Unternehmen sind alternative Berechnungen 

vorgesehen. 

 Leistungen wie Überbrückungshilfe oder Kurzarbeitergeld werden angerechnet. 

 Sofern trotz Schließung Umsatzerlöse erzielt werden, sind diese bis zu 25% grundsätzlich anrechnungsfrei. 

 Sonderregelung für Verkauf von Speisen außer Haus. 

Bei kommunalen Beteiligungsstrukturen sind jedoch beihilferechtliche Vorgaben zu beachten. Pro Kommune darf die 
Gesamtsumme aller beantragten Novemberhilfen die Förderhöchstgrenze von € 800.000,00 nicht überschreiten. 

  



 

 
 

Antragsstellung 

 Seit Ende November 2020 über die bundeseinheitliche Plattform möglich, welche bereits für die 

Überbrückungshilfe eingerichtet wurde. 

 Antragstellung durch Steuerberater, Wirtschaftsprüfer oder Rechtsanwälte. 

 Frist für die Antragstellung ist der 31. Januar 2021. 

Durch die Verlängerung der Beschränkungen über den November hinaus, wurde zudem die Dezemberhilfe 
beschlossen. Die Dezemberhilfe schließt an die Novemberhilfe an und gewährt im Grundsatz erneut Zuschüsse von 
bis zu 75 Prozent des Umsatzes aus Dezember 2019 anteilig für die Tage der Schließungen im Dezember 2020. Die 
Antragstellung wird derzeit vorbereitet. 

Gerne begleiten wir Sie auch in diesen Verfahren und stehen Ihnen bei der Beantragung zur Seite. 

1.2  Umsatzsteuerliche Behandlung von Zahlungen an Verkehrsunternehmen trotz Schulschließungen 

während der Corona-Krise 

Aufgrund der Schulschließungen anlässlich der COVID-19-Pandemie wurden/werden zeitweise die 
Beförderungsleistungen eingestellt. Dennoch fallen bei den Verkehrsunternehmen für die schulfreien Tage Kosten 
an, die von den Aufgabenträgern zum Teil als „Vorhaltekosten/Bereitstellungskosten“ vergütet werden. Das 
Landesamt für Steuern Niedersachsen hat sich mit Verfügung vom 18. Mai 2020 zur umsatzsteuerlichen Behandlung 
der Zahlungen der Kommunen an die Verkehrsunternehmen wie folgt geäußert: 

Stellen Verkehrsunternehmen ihren Linienverkehr ein, weil sie ihre vertraglichen Verpflichtungen der Schülerbeförderung 
gegenüber den Aufgabenträgern aufgrund höherer Gewalt nicht erfüllen können, und erhalten sie - ohne dass dies explizit 
in den abgeschlossenen Verträgen vorgesehen ist - weiterhin anteilige Zahlungen der Aufgabenträger zur Minderung der 
finanziellen Schäden, liegt kein steuerbarer Leistungsaustausch i.S.d. § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG vor. 

Stellen Verkehrsunternehmen ihren Linienverkehr ein, weil sie ihre vertraglichen Verpflichtungen der Schülerbeförderung 
gegenüber den Aufgabenträgern aufgrund höherer Gewalt nicht erfüllen können, und erhalten sie in diesem Falle aufgrund 
einer Vertragsklausel weiterhin anteilige Zahlungen der Aufgabenträger, liegt kein steuerbarer Leistungsaustausch i.S.d. 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG vor. 

Im Ergebnis liegt unabhängig davon, ob der Aufgabenträger vertraglich zur Zahlung verpflichtet ist, kein steuerbarer 
Leistungsaustausch vor. In den Abrechnungen über Bereitstellungskosten ist somit keine Umsatzsteuer 
auszuweisen. 

2. Gesetzesänderungen: Gesetzliche Verankerung der dezentralen Besteuerung für Bund und Länder im 

Jahressteuergesetz 2020 

Die steuerrechtlichen Schwierigkeiten, die die Neuregelung der Unternehmereigenschaft der öffentlichen Hand in 
§ 2b UStG mit sich bringt stellt nicht nur die Kommunen, sondern auch die Gebietskörperschaften Bund und Länder 
vor große Herausforderungen. Gerade diese großen Körperschaften stehen in der Umsatzsteuer vor der 
Schwierigkeit der umsatzsteuerlichen Unternehmenseinheit. Dies bedeutet, dass es umsatzsteuerlich für die gesamte 
Körperschaft nur ein einziges Unternehmen gibt, in dem alle umsatzsteuerbaren Umsätze der Körperschaft 
zusammenzuführen sind. So müsste beispielsweise auch der Freistaat Bayern grundsätzlich sämtliche steuerbaren 
Umsätze seiner gesamten Behörden in einer einzigen Umsatzsteuererklärung kumulieren. 

Diese Tatsache hat bereits unter der alten Rechtslage des § 2 Abs. 3 UStG a.F. - zu dessen Weiteranwendung bis 
31. Dezember 2022 auch der Freistaat Bayern wie die übrigen Länder optiert hat - zu praktischen Schwierigkeiten 
geführt. Die Schwierigkeiten bestehen somit bereits aktuell obwohl umsatzsteuerlich unter der alten Rechtslage im 
Wesentlichen nur die Betriebe gewerblicher Art und die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe zusammenzufassen 
waren. Bislang hat die Finanzverwaltung – ohne eine rechtliche Grundlage – hier aus Vereinfachungsgründen bereits 
eine sogenannte dezentrale Besteuerung durch Abgabe von eigenen dezentralen Umsatzsteuererklärungen beim 
jeweiligen Belegenheitsfinanzamt des einzelnen Betriebs gewerblicher Art der Länder und des Bundes zugelassen. 

Nachdem sich auch für Bund und Länder der umsatzsteuerliche Anwendungsbereich durch § 2b UStG deutlich 
vergrößern wird, soll jetzt ein dezentrales Besteuerungssystem für diese Gebietskörperschaften im 
Jahressteuergesetz 2020 durch Einfügen der Absätze 4f und 4g in den § 18 UStG auf eine gesetzliche Grundlage 
gestellt werden.  



 

 
 

Überblick über die geplanten Regelungen in § 18 Abs. 4f und 4g UStG 

Durch die Neuregelung werden die umsatzsteuerrechtlichen Pflichten, die sich aus dem Handeln einzelner 
abgrenzbarer Abteilungen (sog. Organisationseinheiten) von Bund und Ländern ergeben, auf die jeweilige 
Organisationseinheit übertragen. Die einzelne Organisationseinheit ist also zukünftig insbesondere verantwortlich für 
die Abgabe einer eigenen Umsatzsteuererklärung und tritt an die Stelle der Gebietskörperschaft, dessen Teil sie ist. 
Der Gesetzesbegründung ist dabei zu entnehmen, dass Organisationseinheiten in diesem Sinne insbesondere 
jeweils einzeln die Verwaltungen der Verfassungsorgane des Bundes und der Länder, die oberste Behörde und die 
Behörden der nachgeordneten Bereiche sind. Durch Organisationsentscheidungen können zudem weitere 
Organisationseinheiten gebildet werden oder einzelne Organisationseinheiten – stets jedoch nur mit Wirkung für die 
Zukunft – zusammengefasst werden. 

Weil durch die Regelung die Gesamtkörperschaft nicht anders gestellt werden darf, als hätte sie ihre Tätigkeiten 
kumuliert in einer Erklärung gebündelt, gelten bei Anwendung dieser Regelung bestimmte Betragsgrenzen stets als 
überschritten. So kann nach aktueller Entwurfsfassung bei Anwendung des Abs. 4f weder die einzelne 
Organisationseinheit noch die Gesamtkörperschaft die Kleinunternehmerregelung anwenden oder sich auf eine 
mangelnde Wettbewerbsrelevanz wegen Unterschreitens der Grenze von 17.500 € (§ 2b Abs. 2 Nr. 1 UStG) für 
gleichartige Umsätze berufen. Außerdem gilt die Erwerbsschwelle des § 1a Abs. 3 Nr. 2 UStG stets als überschritten 
und die Ist-Besteuerung kann keine Anwendung finden. 

Bund und Länder sollen jedoch auch ein Wahlrecht eingeräumt bekommen, die Regelungen des § 18 Abs. 4f nicht 
anzuwenden. 

Nachdem davon auszugehen ist, dass Bund und Länder erst zum 1. Januar 2023 in die Anwendung des § 2b UStG 
einsteigen werden, wird die Regelung dann erst ab 1. Januar 2023 zur Anwendung kommen. Schließlich wird in 
§ 18 Abs. 4g UStG noch den obersten Finanzbehörden der Länder ein Anordnungsrecht für die Zuständigkeit der 
Finanzämter bezüglich der Besteuerung von Organisationseinheiten eingeräumt. 

Praktische Auswirkungen 

Es ist aktuell davon auszugehen, dass die Länder von der Regelung Gebrauch machen werden und die 
Deklarationspflichten auf einzelne Organisationseinheiten übertragen. Diese werden dann einzeln steuerlich erfasst 
und werden eigene Steuernummern erhalten. 

Bei der Prüfung der Einnahmen für die Anwendung des § 2b UStG im Rahmen des Haushaltsscreenings ist 
insbesondere zu beachten, dass eine intensivere Wettbewerbsprüfung erfolgen muss, da auch Bagatellumsätze auf 
öffentlich-rechtlicher Grundlage nicht unter Berufung auf § 2b Abs. 2 Nr. 1 UStG als nicht wettbewerbsrelevant 
eingestuft werden können. 

Praktische Bedeutung wird die Regelung neben den einzelnen Ministerien und Landesbehörden vor allem auch für 
die Landratsämter in Bayern haben. Die Landratsämter sind zwar grundsätzlich Kreisbehörden (in der Regel beim 
Handeln im sog. eigenen und übertragenen Wirkungskreis) und handeln für die juristische Person des öffentlichen 
Rechts „Landkreis“. Sofern sie allerdings rein staatliche Aufgaben wahrnehmen (in der Regel beim Handeln als sog. 
„Kreisverwaltungsbehörde“), treten sie als Staatsbehörde und folglich für die juristische Person des öffentlichen 
Rechts „Freistaat Bayern“ auf. Die umsatzsteuerlich relevanten Umsätze der Staatsbehörde fallen daher in das 
Unternehmen des Freistaats Bayern. Unter Anwendung der Neuregelung ist zu erwarten, dass auch die einzelnen 
Kreisverwaltungsbehörden zu einer Organisationseinheit im Sinne der Neuregelung werden und die Landratsämter 
wohl folglich zukünftig zwei Steuererklärungen abzugeben haben, sowie zwei Steuernummern erhalten werden. Eine 
ähnliche „Zwitterstellung“ kommt den Universitäten in Bayern zu. Auch diese werden von der Neuregelung betroffen 
sein. 

Grundsätzlich schafft die Regelung erhöhte Rechtssicherheit und ist daher zu begrüßen. Sie lässt jedoch auch einige 
Fragestellungen aktuell noch offen. Schwierigkeiten können sich so beispielsweise bei der Ausübung des 
Vorsteuerabzugs ergeben, wenn eine Eingangsleistung von einer Organisationseinheit bezogen wird, jedoch nicht 
von dieser, sondern von einer anderen Organisationseinheit für steuerpflichtige Umsätze verwendet wird. Um bei der 
Vorbereitung auf die Anwendung des § 2b UStG zielgerichtet voranschreiten zu können, bleibt zu hoffen, dass die 
Länder zeitnah Klarheit über die Abgrenzung der einzelnen Organisationseinheiten schaffen und stärker als bisher 
sich übergreifend stellende umsatzsteuerliche Fragestellungen gebündelt klären.  



 

 
 

Ausblick 

Das Jahressteuergesetz 2020 ist aktuell noch nicht beschlossen. Noch im Dezember 2020 soll jedoch der Bundestag 
das Gesetz beschließen, sodass der Bundesrat bereits in seiner heutigen Sitzung seine Zustimmung erteilen könnte. 

3. Wesentliche neue Verlautbarungen / Stellungnahmen zu § 2b UStG 

3.1   Behandlung der Konzessionsabgabe unter § 2 b UStG – BMF-Schreiben vom 5. August 2020 

Mit Schreiben vom 5. August 2020 liefert das BMF folgende Klarstellungen zur umsatzsteuerlichen Behandlung der 
Konzessionsabgaben der Gemeinden unter § 2b UStG: 

Umsatzsteuerliche Beurteilung bei Erhebung der Konzessionsabgabe auf privatrechtlicher Grundlage 

Wie bereits in anderen Schreiben zu anderen Themen, stellt das BMF auch in diesem Schreiben klar, dass die 
Erhebung der Abgabe auf privatrechtlicher Grundlage, also beispielsweise mittels privatrechtlichen Vertrags stets zur 
Umsatzsteuerbarkeit der Konzessionsabgabe führt. 

Das BMF stellt klar, dass hier vor allem das „wie“ entscheidend ist. Handelt die Gemeinde auf privatrechtlicher 
Grundlage, tritt sie wie ein privater Wirtschaftsteilnehmer auf und handelt nicht im Rahmen der öffentlichen Gewalt. 

§ 2b UStG findet keine Anwendung. Es ist ebenfalls unbeachtlich, dass die Gemeinde verpflichtet ist, derartige 
Verträge abzuschließen. 

Die Gemeinde ist bei nachhaltiger Tätigkeit gegen Entgelt Unternehmer i.S.d. UStG. Auch öffentlich-rechtliche 
Rahmenbedingungen, wie etwa § 46 EnWG, ändern hieran nichts. 

Anwendung der Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 UStG 

Ein Vertrag, mit dem eine Gebietskörperschaft 

 einem Versorgungsunternehmen das ausschließliche Recht einräumt, die Bewohner mit Gas, Strom oder Wasser 

zu versorgen und dabei erlaubt, öffentliche Straßen und Plätze zur Verlegung von Leitungen zu nutzen oder  

 ein bisheriges Exklusivrecht aufhebt und durch ein einfaches Wegerecht ersetzt 

kann - so wird in o.g. Schreiben erläutert - unter die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 S. 1 Buchstabe a) oder c) UStG 
fallen. 

§ 4 Nr. 12 S. 1 Buchstabe c) UStG kann gemäß dem Schreiben Anwendung finden, wenn der Konzessionsnehmer 
auf bestimmte Zeit fremde Dritte von der Nutzung des Grundstücks ausschließen kann. 

Ferner wird in dem Schreiben vom 5. August 2020 darauf hingewiesen, dass es sich unter bestimmten 
Voraussetzungen bei der Überlassung von Grundstücken zum Verlegen von Erdleitungen auch um eine einheitliche, 
umsatzsteuerbare Leistung handeln kann, welche eine Vermietung und Verpachtung darstellt. In einem so gelagerten 
Fall wäre die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 S. 1 Buchstabe a) UStG anwendbar (vgl. A 4.12.8 Abs. 2 UStAE). 

Liegt hinsichtlich der Konzessionsabgabe eine umsatzsteuerpflichtige Leistung vor, entscheidet es sich - gemäß dem 
BMF-Schreiben - allein nach dem Zivilrecht, ob es sich bei bisher vereinbarten Konzessionsabgaben um Netto-
Beträge handelt. 

Das BMF-Schreiben wird in den Umsatzsteuer-Anwendungserlass zu § 2b UStG aufgenommen. 

Vorbehaltlich einer möglichen Optionserklärung ist es auf Umsätze ab dem 1. Januar 2017 anzuwenden. 

  



 

 
 

3.2   BMF und das Bayerisches Landesamt für Steuern äußert sich zu hoheitlichen Hilfsgeschäften 

Mit Schreiben vom 10. November 2020 hat sich das Bayerische Landesamt für Steuern an alle Finanzämter gewandt 
und sich darin zu Zweifelsfragen zum hoheitlichen Hilfsgeschäft bzw. vergleichbaren Geschäften unter Anwendung 
des § 2 b UStG geäußert. Das Bundesministerium hat sich in seinem Anwendungsschreiben zum § 2b UStG vom 
16. Dezember 2016 erstmals zu Hilfsgeschäften geäußert und dabei darauf hingewiesen, dass Hilfsgeschäfte im 
Rahmen des nichtunternehmerischen Bereichs auch dann nicht nachhaltig und somit nicht steuerbar sind, wenn sie 
wiederholt oder mit einer gewissen Regelmäßigkeit ausgeführt werden. Mit BMF-Schreiben vom 9. Juli 2020 wurde 
die Thematik nochmals aufgegriffen und eine „Grundsatz-Ausnahme-Regelung“ geschaffen. 

Hoheitliche Hilfsgeschäfte, die der nichtunternehmerische Bereich einer juristischen Person des öffentlichen Rechts mit 
sich bringt, sind grundsätzlich nicht steuerbar. Da große Hoheitsbereiche oftmals entsprechend viele Hilfsgeschäfte 
tätigen, führt auch deren große Anzahl grundsätzlich nicht zu einer nachhaltigen wirtschaftlichen Betätigung und damit 
zur Steuerbarkeit. Dies kann jedoch ausnahmsweise der Fall sein, wenn das Auftreten der juristischen Person des 
öffentlichen Rechts am Markt wegen der Vielzahl ihrer Umsätze und des daraus resultierenden Handelns dem eines 
professionellen Händlers derart gleicht, dass eine Nichtsteuerbarkeit zu einer Wettbewerbsverzerrung führen würde. 

Für das einem professionellen Händler vergleichbare Auftreten sollen folgende Indizien sprechen: 

 Planmäßige Beschaffung / Herstellung der veräußerten Gegenstände 

 Werbe- und weitere Vermarktungsmaßnahmen 

 Gewerbliche Motivation 

 Auftreten am Markt gegenüber (vielen) fremden Dritten 

 Vielzahl an erbrachten Umsätzen in Abhängigkeit der Größe des Hoheitsbereichs  

 Subjektives Empfinden als Händler. 

Durch diese Stellungnahme und die definierten Indizien kam es bei der öffentlichen Hand zu noch mehr 
Verunsicherung und neuerlichen Unklarheiten. Die verschiedenen Verbände und Institutionen versuchen seit langem 
und auch sehr stetig eine Abstimmung mit dem Bundesministerium bezüglich Hilfsgeschäfte herbeizuführen und 
fordern eine Positiv-Negativ-Liste für hoheitliche Hilfsgeschäfte. 

Nunmehr haben sich die Referatsleiter(innen) Umsatzsteuer der obersten Finanzbehörden des Bundes und der 
Länder über diese Thematik abgestimmt und folgende – etwas überschaubare - Beschlüsse gefasst: 

 Veräußerung von eingezogenen Gegenständen 

 Die Veräußerung von eingezogenen Gegenständen stellt aufgrund der Gesamtumstände keine 

unternehmerische Tätigkeit im Sinne des § 2 UStG dar. 

 Veräußerung beschlagnahmter Gegenstände (sog. Notveräußerung)  

 Bei der Notveräußerung von beschlagnahmten Gegenständen erfolgt keine Lieferung durch das Bundesland. 

Vielmehr liegt eine unmittelbare Leistungsbeziehung zwischen dem bisherigen Eigentümer und dem Erwerber 

vor.  

 Verkauf der in Arbeitsbetrieben einer Justizvollzugsanstalt angefertigten Produkten 

 Lieferungen / Sonstige Leistungen der Arbeitsbetriebe an Dritte sind unter den Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 

UStG als unternehmerisch zu beurteilen und unterliegen der Umsatzsteuer. 

 Verkauf von Altpapier aus privaten Haushaltungen 

 Der Verkauf von Altpapier unterliegt bei Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 UStG der 

Umsatzsteuer. 

 Veräußerung von Strom, der im Rahmen der Entsorgungswirtschaft erzeugt wird. 

 Die Veräußerung unterliegt, v. a. im Hinblick auf § 2b Abs. 4 Nr. 5 UStG i.V.m. Anhang I Nr. 2 der MwStSystRL 

der Umsatzsteuer. 

Die zwei letztgenannten Punkte wurden jedoch bereits mit Schreiben des BMF vom 15. September 2019 an die 

verschiedenen Verbände kommuniziert. 

  



 

 
 

Das bayerische Landesamt für Steuern führt jedoch noch zusätzlich vier ergänzende Beispiele zur Klarstellung 

weiterer offener Fragen auf: 

 Sammelbestellungen von Gymnasien (z. B. Taschenrechner) führen nicht zur Unternehmereigenschaft. 

 Verkäufe des auf Straßenbegleitflächen gewachsenen Holzes stellen in der Regel ein hoheitliches Hilfsgeschäft 

dar und unterliegen nicht der Umsatzsteuer. 

 Die organisatorische Übernahme eines gemeinsamen Straßenbauprojekts (Kreisverkehr) auf öffentlich-

rechtlicher Grundlage durch eine Gemeinde unter Kostenbeteiligung durch Landkreis und Freistaat unterliegt 

mangels Wettbewerbes nicht der Umsatzsteuer. 

 Die Versteigerung von Fundsachen stellt in der Regel ein nicht steuerbares hoheitliches Hilfsgeschäft dar und 

unterliegt nicht der Umsatzsteuer. 

Auch wenn diese neuerliche Stellungnahme in Einzelfragen für etwas mehr Klarheit sorgt, sind viele Fragenstellungen 
zu hoheitlichen Hilfsgeschäften weiterhin ungeklärt. Es bleibt abzuwarten inwieweit hier noch weitere Stellungnahmen 
seitens der Finanzverwaltung erfolgen werden. 

 

 

Das Team Kommunalberatung der MTG Wirtschaftskanzlei unterstützt Sie gerne. Sprechen Sie uns jederzeit 
an. Wir sind für Sie da.  

Bitte passen Sie gut auf sich auf und bleiben Sie gesund! 

  



 

 
 

Fundstellennachweis 

 

1. Landesamt für Steuern, Verfügung betr. Corona-Virus: Zahlungen an Verkehrsunternehmen trotz 

Schulschließungen während Corona-Krise vom 18. Mai 2020, S 7100-1021-St 171. 

2. Bundesministerium der Finanzen, Schreiben vom 5. August 2020 betreffen der Umsatzbesteuerung der 

öffentlichen Hand; Behandlung der Konzessionsabgabe unter § 2 b UStG  

3. Entwurf des Jahressteuergesetz 2020 (JStG 2020) 

4. Bayerisches Landesamt für Steuern, Bekanntgabe im AlS, Schreiben vom 10. November 2020 betreffend § 2 b 

UStG zu Zweifelsfragen zum hoheitlichen Hilfsgeschäft, S 7107.1.1-14/8 St 33. 



Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung und Rechtsberatung aus einer Hand!

Kontaktieren Sie uns! 
Wir beraten Sie gerne!
kommunalberatung@mtg-group.de
www.mtg-group.de

MTG Wirtschaftskanzlei


